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Englische Mell und deutscher Achtstundentag?
Zu den für den Engländer geheiligsten Bräuchen seines

Landes gehörre, wie wohl alle Englandbesucher und auch
sonst viele Lerne misten, die Einrichtung des >Veekenej. d.h.
die Einrichtung , daß allsonnabendlich nachmittags 2 Uhr die
Arbeitswoche zu Ende war . Es galt schlechthin als elemen¬
tares Menschenrecht, von der genannten Stunde an bis zum
Montagmorgen arbeitsfrei zu sein. Und beinahe ebenso un¬
antastbar und allgemein war die Einrichtung der durch¬
gehenden Arbeitszeit vom Morgen bis zum frühen Nachmit¬
tag, die sich ja als „englische Arbeitszeit" in den letzten Jah¬
ren, freilich aus anderen Gründen als einst in ihrer Heimat,
auch in Deutschland mehr und mehr eingebürgert hat . Die¬
sem wie jenem Brauch haben in England die Not der Zeit
und die Einsicht für ihre Erfordernisse ein Ende gemacht.
Siegst . Hartmann schreibt in der Dtsch. Allg. Ztg. :

„Das Dogma ist gestürzt. Hn London und in den
großen Städten der Provinz wird Lag für Tag auch bis
zum späten Abend gearbeitet, am Sonnabend nachmittag
fitzen die Geschäftsherren mit ihrem Personal im Büro und
arbeiten. Ja selbst das Unglaubliche ist wahr geworden, der
Sonntag ist nicht mehr so heilig, daß an ihm nicht mehr ge¬
schäftliche Sitzungen anberaumt würden. Noch ist dieser
Bruch mit der alten Gewohnheit nicht auf der ganzen Linie
vollzogen, doch die Umwälzung, die Umstellung auf die Be¬
dürfniste der harten Gegenwart ist schon in einem solchen
Maßstabe erfolgt, daß, wie uns zuverlässige Berichte besagen,
es jedem, der die englischen Städte heute besucht, sofort auf¬
fällt. Diese Tatsache verdient politische Beachtung. Wenn
es richtig war, daß der Vorsprung, den Deutschland vor
England bis 1914 Jahr für Jahr gewann, darauf zurückzu¬
führen war , daß in Deutschland mehr gearbeitet wurde, dann
haben wir allen Grund , sehr ernst die oben geschilderte
Veränderung in der englischen Lebens- und Geschästsausfas-
sung zu durchdenken. Und die Erklärung ? Sie ist beschä¬
mend für uns . Der Siegerstaat , der durch den Krieg un¬
mittelbar am wenigsten gelitten hat, hat zuerst erkannt, daß
es notwendig ist, mehr zu arbeiten, wenn man vor der Tat¬
sache steht, daß 5V- Jahre lang die besten Kräfte der Nation
unproduktiver Kriegsarbeit gewidmet worden sind. In dem¬
selben Maße , wie bei uns die englische Arbeitszeit jetzt mehr
und mehr eingeführt wird, schafft ste England ab ! Damit
soll nicht geleugnet werden, daß namentlich in der Großstadt
die „englische Arbeitszeit" viel für sich hat. und daß ste bei
organisatorisch richtiger Anwendung auch hohe Leistungen
zeitigen kann. Doch darum handelt es sich hier nicht, son¬
dern̂ um das Symptom , das wir beobachten, den verstärkten
Arbeitswillen, der sich in dem Bruch mit der alten Gewohn¬
heit zeigt und der gerade deshalb so beachtlich ist, weil er
im ganzen Organismus der englischen Wirtschaft dem ein¬
zelnen außerordentlich große persönliche Unbequemlichkeiten
auserlegt. Man kann gefühlsmäßig der größte Menschen¬
freund sein — eine nüchterne verstandesmäßige Ueberlegung
muß jeden Klardenkenden überzeugen, daß man Versäumtes
nicht durch Verringerung der Anstrengungen einholt, irnd
diese nüchterne verstandesmäßige Ueberlegung haben die
Engländer , wie die Abschaffung des rveekenck beweist, ange¬
stellt und danach gehandelt. Es ist ja viel davon gesprochen
worden, daß eine Verringerung der Arbeitszeit keine Ver¬
ringerung der Produktion bedingt. Das ist aber nur bedingt
richtig. Der große, folgenschwere Irrtum , denmür begangen
haben, liegt in der Schematisierung der Arbeitszeit. Bei der
Verschiedenheit der menschlichen Beschäftigung ist eine solche
Schematisierung in ihrer Wirkung nicht sozial, sondern un¬
sozial. Gewiß gibt es Arbeit, namentlich in manchen Fabri¬
ken und Gewerbebetrieben, die ein ungewöhnliches Maß kör¬
perlicher Anstrengung erfordert und die eine Verringerung
der Arbeitszeit erheischt. Der Häuer im Bergwerk unter der
Erde, der Führer und Heizer auf der Lokomotive, der Arbeiter
in chemischen Betrieben mit schlechten und schädlichen Dünsten,
sie alle haben Anspruch auf eine besondere Regelung ihrer
Arbeitszeit, und diese würde sich umso eher richtig durchfüh¬
ren lassen, wenn die anderen Arbeiterkategorien nicht schema¬
tisch für sich jede Erleichterung ebenfalls verlangten, die man
jenen gewährt. Man wird auch dem Schiffer, der den gan¬
zen Tag unter Hingabe seiner vollen Körperkraft den Kahn
vorwärts stakt, eine kürzere Arbeitszeit zubilligen. Es ist
aber nicht sozial, sondern unsozial, nun dieselbe kurze Ar¬
beitszeit auch dem Schiffer zu gewähren, der im Schlepptau
eines Dampfers in der Sonne seine Pfeife schmaucht."

„Die achtstündige Arbeitszeit gilt", so schließt Hartmann,
„als eine geheiligte Erungenschaft der Revolution (eine an
sich recht oberflächliche Behauptung ), sie ist auch uns seit
nunmehr zwei Jahren zu einer Art Dogma geworden, wie
es dem Engländer sein vveekenck war . . Der Engländer hat
dieses Dogma den wirtschaftlichen Notwendigkeiten seines
Landes geopfert. Es ist eine Lebensfrage sür unser Volk,
ob wir zu gleichem Opfer fähig sind, und wenn dabei in
Deutschland wie in England das Bürgertum einschließlich
der gesamten Angestelltenschaft mit gutem Beispiel praktisch
vorangeht, so wird damit der erste Beweis geliefert sein, daß
wir an politischer Einsicht wenigstens in einem wesentlichen
Punkt das erfolgreiche Jnselvolk jenseits des Kanals erreicht
haben- ' . - .

Jean Herbette über Deutschland.
Im „Temps " veröffentlicht Jean Herbette einen

weiteren Artikel über die „Deutsche Krise", der sich durch
Sachlichkeit auszeichnet und dadurch deutlich abhebt von dem,
was sonst in den französischen Zeitungen über Deutschland
zu lesen ist. Herbette sieht ganz richtig, daß die Frage der
Wiedergutmachung in erster Linie eine Frage der deutschen
Zahlungsfähigkeit ist. Nach eingehenden Ausführungen über
die Wirtschaftskrise in ihrem Zusammenhang mit der Ent¬
wertung der deutschen Valuta schreibt er:

„Man sieht, wie illusorisch es ist, die deutsche Schuld zu
diskutieren, solange man nicht die Mittel studiert hat, mit
denen Deutschland zahlungsfähig gemacht werden kann.
Aber gewisse Leute antworten , daß das Problem der deutschen
Zahlungsfähigkeit sehr einfach sei Es genügt nach ihnen, die
Krise sich verschärfen zu lassen. Wenn das Ärot noch knapper
und teurer wird, werden dann die Kommunisten nicht ver¬
suchen, von der Gelegenheit zu profitieren. Wird es nicht
zu Aufständen und Staatsstreichen kommen? „Lassen wir
das alles"eintreten, sagen die Vertreter der „starken Hand",
aus Süddeutschland, aus Bayern werden wohl disziplinierte
Truppen kommen, welche die Bolschewisten des Nordens „Ver¬
nunft bringen". Auf diese Weise wird man zwei Fliegen
mit einer Klappe schlagen: das siegreiche Bayern wird den
Föderalismus wieder einrichten, der definitiv gemacht wird
durch die Wiedereinsetzungder Dynastien Auf der anderen
Seite werden die gekündigten Arbeiter billiger arbeiten, auf
den Achtstundentag verzichten, so daß die deutsche Industrie
keine Konkurrenz mehr zu befürchten hat und exportieren
kann soviel sie nur will."

Herbette hält diesen Leuten der „starkenHand" in Frank¬
reich entgegen, daß ste bei all diesem auf Ludendorff stoßen
und nur eine „Politik des Schlimmeren" betreiben würden.
Aber der Erfolg einer solchen Politik wäre nicht einmal ge¬
sichert. Die mächtigen Arbeiterorganisationen wollen von
Ludendorff-Escherich so wenig wissen wie von Ludendorff-
Kapp. Auch würde Deutschland keine bayrische Hegemonie
hinnehmen?

„Was uns (Franzosen) betrifft, die um einen friedlichen
Nachbar in Deutschland besorgt sind, so hätten wir uns des
föderalistischen Reichs kaum zu erfreuen, das die bayrischen !
Reaktionäre planen . (Herbette spricht dann von den Absichten
einer LoSlösung Hannovers ) . Wir würden abermals
bemerken, daß die berühmte Mainlinie nur eine optische
Täuschung ist, und wir würden, zu spät, erkennen, daß der
bayrische Föderalismus nichts anderes ist, als der preußische
Militarismus von unten gesehen."

Herbette stellt also fest, daß eine andere Methode not¬
wendig ist, um Deutschland zahlungsfähig und zahlungswil¬
lig zu machen.

Die Frage ist nicht allein politisch, oder finanziell oder
militärisch, sie ist das alles zugleich. Sie ist militärisch in
dem Sinne , daß die Entwaffnung Deutschlands und die
Macht der Alliierten das deutsche Volk gegen ungesunde An¬
wandlungen schützen und ihm unaufhörlich die Absurdität
einer Revanchepolitikvor Augen halten. Die Frage ist finan¬
ziell in dem Sinne , daß der oben beschriebene Jrrlauf (Lohn¬
steigerung und Valutasall) endlich aufhöre, und daß das
einzige Mittel dazu darin besteht, ein internationales Ab¬
kommen zu schließen, das erlaubt, in Deutschland die Lebens¬
mittelpreise herabzudrücken. Die Preise zu drücken — diese
Operation erfordert nicht nur Kredite, sondern auch strenge
Maßnahmen gegen die Schieber — das ist das einzige Heil¬
mittel, welches die Arbeiter veranlassen kann ohne Erhöhung
der Löhne zu arbeiten, welches die Mittelklaffen und die Ge¬
bildeten vor der Verzweiflung bewahren und die Landwirt¬
schaft zwingen würde, mehr zu produzieren und billiger zu
verkaufen.

Der Artikel schließt mit dem Nachweis, daß die Frage
auch politischer Natur ist. Die Frage der Wiedergutmachung
kann nur mit einem demokratischen Regime und mit der
Republik in Deutschland gelöst werden. Wenn es Herbette
gelingt, die bet seinen Landsleuten herrschenden falschen Vor¬
stellungen zu berichtigen, dann wird seine Reise nach Deutsch¬
land nicht vergebens gewesen sein. Für das deutsche Volk
kann allerdings nur die offizielle französische Politik maß¬
gebend sein, die von Sachlichkeit noch sehr weit entfernt ist.
Bisher war aber auch der „Temps " einer der lautesten Be-
fürworter einer „Politik der starken Hand".

T «ge- 'Ner»iakeite«.
Der Ginzug des Reichsnotopfers.

Berlin , 8. Nov. In der Aussprache über das Reichs-
notopfer hat sich das Kabinett, wie die B . Z erfährt, dahin
geeinigt, daß von der Gesamtsteuerschuldaus dem Reichsnot¬
opfer ein Drittel durch die jetzt fertiggestellte Gesetzesnovelle
beschleunigt eingezogen werden soll. Jeder zum Reichsnot¬
opfer Vei pflichtete wird also ein Drittel seiner Gesamtsteuer¬
schuld in den nächsten Monaten zu bezahlen haben. Die
Novelle bestimmt, daß dieses Drittel mindestens 10 Prozent
des Vermögens des Steuerpflichtigen erreichen muß. Für
die Zahlung der allmählich einzuziehenden weiteren Drittel
werden 2 Termine genannt , von denen der erste auf den
1. Februar 1921 festgesetzt ist.

Die Gewerkschaftenzur Bedrohung des Ruhrgebiets.
Berlin, 6. Nov. Wie die „P . P . N." erfahren, haben

die im Ausschuß des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts¬
bundes versammelten Gewerkschastsvorstände am 4. Novem¬
ber folgende Kundgebung einstimmig angenommen : „Von
Tag zu Tag vermehren sich die Anzeichen, die die Gefahr
einer gewaltsamen Besetzung unseres rheinisch-westfälischen
Jndustriereviers durch französische Streitkräste näher bringen.
Truppenzusammenziehungen, die Anlage von Truppenübungs¬
und Flugplätzen im besetzten Rheinland , öffentliche Kund¬
gebungen der französischen Presse und gleichgerichtete, an
Landesverrat grenzende Bestrebungen süddeutscher Kreise
lasten keinen anderen Schluß zu, als daß der französische
Militarismus nur auf eine günstige Gelegenheit wartet , um
sich in den Besitz des Ruhrkohlenreviers zu setzen und damit
Deutschland den wirtschaftlichen Lebensfaden abzuschneiden.
Eine solche Vergewaltigung Deutschlands würde katastrophal
werden nicht nur sür unsere Staats - und Wirtschaftseinheit,
sondern auch sür das gesamte Europa und für die wirtschaft¬
lichen Beziehungen der Kulturvölker. Deutschland würde
nicht allein zerrissen; man überliefert ein Sechzigmillioneil?,
oolk zugleich dem Hunger und der Verzweiflung und schafft
damit eine Gefahr für die übrige Kulturwelt . Es mag im¬
perialistische Kreise in Frankreich geben, die auch das krasseste
Elend nicht von der rücksichtslosen, den Weltfrieden aufs neue
bedrohenden Verfolgung dieser Ziele abschreckt— aber der
einsichtigere und weiterblickende Teil der Menschheit und be¬
sonders die gesamte Arbeiterschaft aller Länder sollten diese
Gefahr erkennen und mit uns zu verhindern suchen. Der
Ausschuß des Allgemeinen Deutschen GewerkschaflSbundes,
die Vertretung der deutschen Arbeiterschaft, erhebt die schärfste
Verwahrung gegen diese französischen Vergewaltigungsabfich-
ten und warnt die verantwortlichen Gewalthaber auf das
eindringlichste vor der Ausführung solcher Pläne . Der Bun¬
desausschuß ersucht zugleich die Gewerkschaften aller Länder,
sich diesem Protest anzuschließen, und appelliert an den In¬
ternationalen Gewerkschaftskongreßin London, eine Kund¬
gebung im gleichen Sinne zu beschließen."

Der Reichskanzler demenliert.
Freiburg i. B., 6. Nov. Die Freiburger Tagespost bringt

von ihrem Berliner Vertreter folgende Mitteilung : Bon
Basel aus sind Gerüchte verbreitet worden, wonach der
Reichskanzler Fehrenbach Rücklrittsabstchtenhabe. Wie mir
von dem Herrn Reichskanzler selbst mitgeteitt wird, hat er
niemand gegenüber eine solche Aeußerung getan. Es liegr
auch keine Veranlassung dafür vor.

Keine Revolntionsfeier.
München, 7. Nov. Zu der in München geplanten Revo¬

lutionsfeier ani 7. November melden die „Münch. Neuesten
Nachr.", daß der Gedanke, das Verbot eines geschloffenen
Aufmarsches mit allgemeiner Arbeiterruhe am 9. November
zu beantworten , mit Rücksicht auf die allgemeinen Verhält¬
nisse abgelehnt wurde. ES wurde beschlossen, die Feier in
der Ausstellungsarena abzuhalten mit der Abänderung , daß
die Teilnehmer sich in zwanglosen Gruppen dorthin begeben
sollen.

Berlin , 7. Nov. Auf Anfrage hat das Kabinet beschlossen,
daß am 9. November in den Reichsbetrieben und bei den
-Behörden nicht gefeiert wird.

Die bayrischen Dolksgerichte.s Lj
München, 6. Nov Der VerfaffungsauSschuß des bayri¬

schen Landtags lehnte einen Antrag der Sozialdemokraten
und Unabhängigen auf Aufhebung der Volksgerichte mit
allen bürgerlichen Stimmen gegen die der sozialistischen Par¬
teien ab. Justizminister Dr . Roth wies darauf hin, daß die
bayrischen Volksgerichte von Eisner während der Revolution,
also vor dem Inkrafttreten der ReichSverfaffung eingeführt
wurden und damit nach der ReichSverfaffung rechtsgültig
seien, bis ste von Bayern aufgehoben würden.

Di « Verteidigung der bayrischen Königspariei.
München, 6. Nov. Der Vorsitzende der bayrischen Königs¬

partei Meyer-Koy, dem von dem Organ der Christlich Sozialen
Partei „Das neue Volk" vorgeworfen wurde er habe in Ge¬
meinschaft mit dem Grasen Bothmer sich bei dem Delegierten
der Hohen Rheinlandskommisston in Speyer , General de Metz,
um Geld für die Königspartei bemüht, erklärt nach der
„Bayerischen Staatszeitung ", er habe am 27. April mit
General de Metz gesprochen. Die Unterredung sei auf An¬
raten des pfälzischen Vertrauensmannes seiner Partei erfolgt,
um die Schwierigkeiten aus dem Wege zu räumen , die der
Propaganda der bayrischen Königspartei in der Pfalz entgegen¬
standen. Die Angabe des christlich-sozialen Blattes über an¬
gebotene, verlangte oder erfolgte französische Geldunterstütz¬
ungen sür die bayrische Königspartei wird von Meyer-Koy
als vollkommen unwahr bezeichnet. Gegen das Blatt werde
Beleidigungsklage erhoben werden. Den Grafen Bothmer
habe Meyer-Koy erst Ende Juni d. I . kennen gelernt, er
sei also nicht mit ihm bet General de Metz gewesen.

Bayrische VolksparteiUd "Bayrische Königspartei.
München, 8. Nov. Im Zusammenhang mit den von dem

Organ der christlich-sozialen Partei „Das neue Volk" gegen
die Führer der Bayrischen Königspartei Meyer Koy und Graf



Bothmer erhobenen Anschuldigungen, sie hätten sich bei Frank¬
reich um eine finanzielle Unterstützung ihrer Bestrebungen
bemüht, teilt die Presse der Bayrischen Bolksparlei mit, daß
Graf Bothmer ans keinen Fall mit Wissen oder Willen der
Bayrischen Bolkspartei jemals eine Reise ins Rheinland ge¬
macht oder gar Unterhandlungen mit General de Metz ge-
pflogen habe. Uebrtgens sei Graf Bothmer seit etwa vierzehn
Lagen wegen Perstoßes gegen die Parteiinteressen ans der
Partei ausgeschlossen WaS Meyer-Koy betreffe, so sei er
nicht Mitglied der Bayrischen Volkspartei.
Li » Geschenk Ke» Pepstes für bedürftige deutsche Kinder.

Köln. 6. Nov. Wie die Kölnische Bolkszeitung aus Rom
meldet, übergab der Papst dem Kölner Erzbischof Dr . Schulte
bet besten Abschiedsbesuch eine halbe Million Lire für be¬
dürftige Kinder in Deutschland.

Di« Frage der Auslieferung des Kaisers.
London, 6 Noo Im Unterhaus erklärte Lloyd George

in Erwiderung auf eine Anfrage, die Auslieferung des ehe¬
maligen deutschen Kaisers könne angesichts der Haltung der
niederländischen Regierung auf diplomatischem Wege nicht
erreicht werden Das Haus sei sicher damit einverstanden,
daß in dem Wahlversprechen betreffend den vormaligen Kai
ser nicht die Zusicherung liege, Holland nötigenfalls den
Krieg zu erklären, um die Auslieferung durchzusetzen. Es
fei nicht tunlich, den früheren Kaiser in seiner Abwesenheit
zu verfolgen, ohne daß die Möglichkeit bestehe, das Urteil
im Falle der Schuldigerklärung zü vollstrecken. Die Verant
Wartung Hab« für die Dauer der Internierung die nieder
ländische Regierung.

Südafrikanische Parieipolitik.
London, 6. Nov. Die . Limes " melden aus Kapstadt:

Die unionistische Partei hat in ihrer gestrigen Versammlung
in Bloemfontein nach langer erregter Debatte beschlossen,
dem Union istenkongceß, der bereits heute beginnen soll, eüren
Antrag zu unterbreiten, der mit demjenigen des Generals
Gmuts übereinstimmt und der von der südafrikanischen Partei
bereits angenommen wurde.

Der baldige Präfldeulschastsantrtti Hardings.
Paris , 6. Nov. Nach einem Radiogramm aus Chicago

erklärte Bryan , Präsident Wilson könne sofort zu Gunsten
des Vizepräsidenten Marshak zurücktreten. Dieser könne so¬
fort den neugewählten Präsidenten Hardinge zum Staats¬
sekretär ernennen und dann ebenfalls zurücktreten, wodurch
Harding bereits ein ganzes halbes Jahr früher seinen Posten
antreten könne, sodaß sein Programm früher zur Ausführung
gelangen könne Im Dezember könne dann der Kongreß
stnberufen werden. Im Repräsentantenhaus würden die
Republikaner über eine Mehrheit von 100 Stimmen verfügen.
Im Senat würde sie vielleicht 16 Stimmen betragen.

Die Marinepolttik tzardings.
New-Hork, 7. Rov. Harding hat in einem Telegramm

an die Marmezeftschrift . National Magazin " seine Marine-
polttik etwas genauer umschrieben. Er führt darin unter
anderem aus , daß eine gut ausgerüstete Handelsflotte ein
Hauptfaktor sei für einen blühenden Handel. Harding gab
dann weiter noch zu verstehen, daß der Panamakanal der
amerikanischen Ausfuhr geöffnet werden müsse.

Segen die Volschemistenherrfchaft
Kopenhagen 6. Nov. Nach einem Telegramm aus War¬

schau haben Savinko und General Balachowitsch, der Ober¬
kommandierende der freiwilligen russischen Armee, gemeinsam
an Pilsudski und General Wränget eine Depesche gerichtet,
in der eS heißt, die freiwillige russische Armee habe die in
Riga festgesetzte vorläufige Grenze überschritten, um das un¬
abhängige Weißrußland zu befreien und die bolschewistischen
Machthaber zu vertreiben

Die Berkehr»k«n1rollei« polnischen Korridor.
Berlin , 7. Noo. Wie die „P . P . N." hören, hat der

Botschaftsrat in Parts beschlossen, daß die Polen aus die
Kontrolle des DnrchreiseverkehrS im Korridor verzichten sollen.

Italien nad Svdslawien.
Rom, 7. Noo. Der Beginn der Verhandlungen mit

den Südslawen in Santa Margherita ist auf den 7. Nov.
festgesetzt worden.

Der Widerstand gegen die Getreideersaflnng.
Berlin , 7. Nov. Da der Widerstand der Landbevöl¬

kerung und besonders der Müller gegen die Tätigkeit der
Kontrollbeamten der ReichSgetreidestelle an manchen Orten
immer schärfere Formen annimmt , hat sich der Reichsminister
für Ernährung und Landwirtschaft veranlaßt gesehen, an
die Landesregierungen das Ersuchen zu richten, genügende
polizeilich« Kräfte bereitzustellen, um den Angestellten der
ReichSgetreidestelle in allen Fällen den notwendigen Schutz
bei ihrer Tätigkeit in der Mühlenkontrolle zu teil werden zu
lassen. M

Die Abdankung de» Kommandanten Rordir lands .ss^
London, 7. Nov Die . Times " glauben zu wissen, daß

General Sir Hacket Patn , der Kommandant von  Nordirland,
seine Entlassung genommen habe. Ml MM

_Bol schewi stische Abrechnungen.
London. 7. Nov. Die Times melden aus HelsingforS:

Lenin sagte in einem Gespräch mit einem Parteigenossen, ein
unabhängiges Polen sei sehr gefährlich für Sowjetrußland.
Der Friede von Riga setze Sowjetrußland aber Instand , mit
Wrangel abzurechnen. Darnach werde Polen wieder an die
Reihe kommen.

Generalstreik in Bologna.
Mailand , 7. Nov. In Bologna ist der Generalstreik

auSgebrochen. Die Arbeit ruht vollständig. Die Zeitungen
sind nicht erschienen. Ein Waffenarsenal wurde in der Nähe
der Arbeitskammer beschlagnahmt. Man fand dort 150 Re
volver mit der dazugehörigen Munition , Gewehre. Dolchmesser
und andere Waffen. Die Arbeitskanimerwurde vom Militär
besetzt. 96 Personen wurden verhaftet, unter ihnen der
sozialistische Deputierte Buco.

GlebtrijitStsstreik in Oberschieste».
Nach Meldungen auS Oberschlesien ist von dem Elektri !

zitätSstreik nur der östliche Teil deS JndustrtebezirkS betrof¬
fen, während der westliche Teil noch Licht hat. Die Verhand¬

lungen vor der Gntentekommisston sind bisher ergebnislos j
gewesen. In der Ueberlandzentrale Thorzow ist die techni¬
sche Nothilfe eingesetzt worden.

Der Streik der Berliner Glektrizitätsarbeiter.
Berlin , 6. Nov. Die Arbeiter des Berliner Elektrizitäts¬

werks sind, heute morgen um 3 Uhr in den Streik getreten.
Berlin ist seitdem ohne elektrisches Licht und Kraft . Dadurch
ist auch der Verkehr mir der elektrischen Straßenbahn unter¬
bunden

Berlin , 7. Nov Wie der B . Z. von maßgebender Seite
mrtgeicilt wird, ist der Streik der Berliner Elektrizitätsarbeiter
auf die unverantwortliche Hetze des kommunistischen Führers
Sylt zurückzuführen. Die gesamten Arbeiterführer, sowie die !
Gewerkschaften sprachen sich gegen diesen wilden Streik aus.
Auch die Arbeiter üer städtischen Werke in Neukölln und
Lichtenberg haben die Arbeit eingestellt Die Vorstellungen
in den Theatern und Kinos sind in Frage gestellt. Ver¬
schiedene Fernsprechämter haben den privaten Verkehr infolge
Strommangels emstellen müssen.

Berlin , 7. Nov Zu den, Streik der Elekirizitätsarbeiter
kann folgendes mitgeleilt werden : Die Arbeit ist niedergelegt
worden in den Eleklrizitätswerken Moabit . Rummelsburg ;
und Oberspree. In allen anderen Werken wird noch gear- j
beitet. Jedoch fanden überall unter den Gewerkschaften Ur- >
abstimmnngen statt, ob in den Streik getreten werden soll s
oder nicht. Abgestimmt wird auch in den Eisenbahnwerk
stätten. Bis jetzt sind von dem Strommangel nur diejenigen
Stadtteile betroffen, die durch die oben genannten Werke ver
sorgt werden. So ist u. a. eine große Anzahl von Groß
Berliner Krankenhäusern nicht mehr in der Lage, einfachste
Operationen auszuführen , weil cs an Licht und natürlich an
der erforderlichen Kraft gebricht. Sollten die Verhandlungen,
die um 1l Uhr beim Magistrat begonnen haben, erfolglos
verlaufen, so kann nicht daran gezweifelt werden, daß die
Technische Noihilfe die Noistandsarbeiten im erforderlichen
Umfange ausführen wird.

Berlin , 7. Noo. Die Arbeiter der Beiliner städtischen
Elektrizitätswerke haben gestern Abend beschlossen, den vom
tariflichen Einigungsamt gestellten Schiedsspruch abzulehnen
und heute 3. Uhr morgens in den Streik zu treten. Die
Stromversorgung Berlins wird daher voraussichtlichum diese
Zeit eingestellt und auch die Stromversorgung von Golpar-
Zornewitz her unterbunden werden.

Li « nationaler Tranertag.
Berlin . 7. Nov. Wie mehrere Morgenblätler Mitteilen,

wird in parlamentarischen Kreisen erwogen, für die im Kriege
auf deutscher Seite Gefallenen einen Gedenktag als nationalen
Trauertag einznführen. Ein dahingehender Antrag der Par - ,
teien sei in Vorbereitung . !

Württembergische Politik.
Die Gehaltsbewegung der Angestellten.

Die Kommission der Angestellten für den würti . Judu - s
strietarif hat auf ihre Forderung um Erhöhung ihrer jetzigen !
Gesamtbezüge um 25 Prozent von der Vereinigung der württ . !
Arbeitgeberverbände den Bescheid erkalten, man wünsche ^
kein« unmittelbaren Verhandlungen , schlage vielmehr eine s
Einigung vor dem Schlichtungsausschuß vor. Diese Sitzung
findet am 9. November statt. — Für den Tarif des Groß- >
und Kle.nhandels ist eine Erhöhung von 37 Prozent bean- §
tragt . Eine Antwort von Arbeitgeberseite steht noch aus . !

Die Lage in der württembergische« Industrie. j
Nach dem Bericht für die Betriebsräte der Robert Bosch- t

A.G für das dritte Vierteljahr brachten die letzten Monate i
der Automobilindustrie, von deren Schicksal auch die Robert !
Bosch-A.G. als Automobilzubehör Erzeuger fast ausschließlich^
abhängt , zunehmende Betriebseinschränkungen, teilweise sogar i
völlige Betriebseinstellungen. Für ungewisse Zeit auf Lager !
zu arbeiten, ist der deutschen Automobilindustrie bei der Heu- !
tigen allgemeinen Geldknappheit und bei der Unsicherheit der s
Zukunft so gut wie unmöglich. Das deutsche Automobil- ?
geschäft leidet zurzeit nicht nur unter den Ursachen der all- i
gemeinen Kausunlust, sondern in besonderem Maße auch !
immer noch unter Beschränkungen des Kraftfahrverkehrs und :
unter dem Benzin-Einfuhrverbot . Ferner macht sich die i
Wirkung der neuen Steuergesetze schon recht fühlbar. Der !
Auftragseingang ist seit Mai von Monat zu Monat immer >
geringfügiger geworden und hat in letzter Zeit fast aufgehört. !
Die Betriebe können nur mit früheren Aufträgen beschäftigt i
werden, die aber auch nur für wenige Monate ausreichen, s
zumal ihre Zahl noch dauernd durch Streichungen abnimmt : >
gerade in letzter Zeit fast aufgehört. Die Betriebe können !
nur mit früheren Aufträgen beschäftigt werden, die aber auch ?
nur noch für wenige Monate ausreichen, zumal ihre Zahl s
noch dauernd durch Streichungen abnimmt ; gerade in letzter
Zeit sind in steigender Zahl wieder von allen Seiten s
Abbestellungen zugegangen. Seit l . Oktober arbeiten von !
den 6194 Arbeitern bei Bosch 2898 nur noch an vier Ta - s
gen der Woche; 3296 find voll beschäftigt. Auch beim -
Lichtwerk ist mit Betriebseinschränkuugen zu rechnen, j
Die Zahlen der am l . Juli u. am l . Oktober bei der Firma j
beschäftigten Angestellten und Arbeiter sind : Angestellte: 1383
bezw. 1354 (also 29 weniger), Arbeiter : 6428 bezw. 6194
(also 234 weniger). Die Zahlungsfreudigkeit unserer Ab¬
nehmer hat infolge deren eigenem schlechten Geschäftsgang
auch in den letzten Monaten nicht zugenommen. Es hält
vielfach schwer, rechtzeitig Zahlungen für bestellte und fertige
Waren zu erhalten. Die Knappheit an barem Geld selbst
für unsere laufenden Ausgaben, vor allem für die regelmäßigen
Lohn- und Gehaltszahlungen , hat in dem Vierteljahr Juli-
September nicht nachgelassen (Bosch hat in jedem der drei
Monate des vergangenen Vierteljahrs über 5' /r Millionen
Mark für Löhne nnd Gehälter nuSbezahlt.) Der Vorstand
der Bosch-A.G. wagt nicht einmal zu hoffen, daß die nächsten
Monate eine Besserung bringen werden, befürchtet vielmehr
eine weitere Verschlimmerung der Lage. Wenn unser Wirt¬
schaftsleben den tiefsten Stand der derzeitigen Krise erreichen
wird und wie tief wir tatsächlich noch hinabsteigen müssen,
das weiß heilte niemand zu sagen. Wir tun gut , uns noch
auf recht hart« Zeiten gefaßt zu machen. i

Die Polizei im »Sozialdemokrat *. r
Im Auftrag der Staatsregierung erschienen in der ^

Druckerei deS „Sozialdemokrat" vier Kriminalbeamte und j
beschlagnahmten die SamSlag -AuS- abe. angeblich wegen dsS

Artikels „Einig im Kommunismüs " Ebenso sind auch den
Zeitungsoerkäufern die bereits von ihnen abgeholten Exem¬
plare abgenommen un ->zum Teil auf die Polizeiwache ge¬
nommen worden.

Aus Stadt und Bezirk.
Nagold, den 8. November.

* Dienstnachricht. Das evang. Konsistorium hat die l.
Sladtpfarrstelle in Weilheim Dekanats Kirchheim dem Pfarrer
Finkbein er  in Neusten Dekanats Herrenberg übertragen.

— 8. Deutsche Bolkspartei . In der gestrigen Ver¬
sammlung im Traubensuat , übergab Herr Siudienrat Goes,
nach einleitenden Worten, in denen er das Bedürfnis nach
Aufschluß in den gegenwärtigen politischen Frage » begrün¬
dete, — er eriunerie an den 9. Nov. 1918 u. sah die Mög
lichkeir eines Aufstiegs nur darin, daß wir den Blick weder nach
Westen noch Osten, sondern aus unser eigenes Volk richten
müßten, — das Wvr! dein Hauptredner des Abends. Herrn
ReichstagsabgeordnetenDr . Piper.  Bevor dieser zu« Haupt¬
thema „Die Regierung und die Parteien " übergirz , gab er
der Freude, als Hamburger in Württemberg, der deutschesten
aller deutschen Landschaften reden zu dürfen. Ausdruck Er
führte in weiterem Verlauf seiner Rede ans , daß wir auf
historischen, nicht wie die Revolution aus grauen Theorien
weiterbauen müssen und kam au ? diesem Wege aus den be¬
kannten Minister des Auswärtigen Dr . Simons  zu spre¬
chen, dessen diplomatisches Auftreten nach außen hi» sr würdige,
während er ihm jedoch den Schwung eines Volksführers äb-
^cechen müßte. Hierauf kam er auf das Programm der
Deutschen Bolkspartei zu sprechen, deren aufrichtiger Wille
es sei, am Wiederaufbau unseres Staates mitzuarbeiten,
allerdings nur unter der Voraussetzung, daß die Revolution
begraben werde. Dann grenzte er die Stellung der Deut¬
schen Volkspartei den anderen Parteien gegenüber ab. Er
glaubt eine langsame Erstarkung der deutschen Nat -o» da
durch herbeiführen zu können, daß sich der Gesamtwille der¬
selben gegen den Versailler Frieden richte Dre letzte Absicht
Frankreichs ist es, unsere Hauptwinschaflszvne, das Ruhc-
gebier, in seine politische Gewalt zu bekommen; würde dies
gelingen, so müßte die Ruhe des Friedhofs in dem denlschen
Lande einkehren, weil eben von der Kohlenförderung unsere
Existenz abhängt . In diesem Zusammenhang kam der
Redner auf zwei Hauptprobleme, auf die Oberschlesische
Frage und die Kohlensozialisterurrg zu sprechen. Oberschle
sien ist für uns Existenzbedingung. Um der Berspre
chung von Seiten Polens ein Gegengewicht zu leisten, ist
ihm die Autonomie im preußischen Staate in Aussicht gestellt.
Die damit verbundenen Gefahr, daß durch weitere Autono¬
mien Preußen eine Auslösung erfahren könnte, hat die D V.
insofern einen Damm gelegt, als sie dem Beschluß für Ober-
schürften eine Klausel zugab. Das Problem der Kohlensozia-
listerung ist zum Schlagrvort in der Arbeiterschaft geworden.
Während bei den Mehrheitssozialisten die Lösung eine Koh¬
lengemeinschaft irn Sinne eines bücokrat. Unternehmens ist,
das bedenkliche Schwierigkeiten aufweist, macht die D . VolkS-
parrei den Vorschlag zu einer engsten Verbindung von Ver
brauchern und Erzeugern , wobei der Arbeiter kaprial. Teil
Haber würde. Hierauf stellte Dr . Piper den Zusammenschluß
aller bürgerl . Parteien als dringende Notwendigkeit auf. Der
Redner, der mit reichem Beifall beehrt wurde, schloß nrit den
Worten : „Hie gut Deutschland allewege". Herr Studienrcn
GoeS , als Vorstand der hies. Orlspruppe . dankte dem Redner
für seine, von scharfem Urteil und gerechtem Blick, getragenen
Ausführungen.

* Abba « der Kriegswirtschaft . Die Aufhebung der
Bewirtschaftung von Kristallsoda, Aetznatron, Aetzkali und
Pottasche ist mit Wirkung vom l . November ab vom Reichs-
wirlschastsministerium verfügt worden. Die betreffenden Ver¬
teilungsstellen haben ihre Tätigkeit eingestellt.

* Bieh - und Fleischpreise. Von Bezirk zu Bezirk läuft
die Bewegung auf Herabsetzung der Vieh- und Fleiichpreise.
Nach Ulm und Göppingen haben auch die Metzger in den
Bezirken Eßlingen , Bietigheim Besigheim. Heiibronn den
Preis für 1 Pfund Rindfleisch von 12 auf 11 »̂ herabgesetzt.
Stuttgart harre den Anfang gemacht. Ueberall wünschten die
Verbraucher eine weitere Herabsetzung der Fleischpreise, die
Landwirte aber erklärten vielfach, sie seien nicht in der Lage,
auf den Schlachwiehpreis einzuwirken. Andererseits erklär¬
ten es die Metzger für unmöglich, unter den Stuttgarter
Preis herunter zu gehen, solange sie das Vieh in der Haupt
fache vom Stuttgarter Markt holen müssen, und es nicht in
der Umgegend bei Bauern selber kaufen können. Der gute
Wille bei Erzeugern und Verbrauchern und Händlern bezw.
Metzgern muff anerkannt werden. An den Verbrauchern liegt
eS nun , übertriebene Preise abzulehnen und den Verbrauch
ans das Notwendigste zu beschränken.

* Ginwanderer -Fürsorge in Amerika . Die Etmvan
derung in Amerika ist wieder in Blüte ; im August ds. IS.
sind allein 100000 NeuangekommeneEinreisende zu verzeich¬
nen gewesen. Da davon mindestens 70 Prozent Katholiken
sind, sollen jetzt in den verschiedenen Hafenstädten SchiffS-
misstonen (nach Art der BahnhofSmisfion) geschaffen werden,
die den Neuankommenden mit Rat und Tat an die Hand
gehen.

* Der Postverkehr mit Wilna ist seit einigen Tagen
unterbrochen. Postsendungen nach Wilna können daher bis
auf weiteres nicht angenommen werden. Telegramme
nach Nordamerika  können auf der europäischen Be¬
förderungsstrecke bis London dringend  befördert werden.
Für solche Telegramme erhöht sich die gewöhnlich« Wortge¬
bühr um 3 15

* Pflege der Obstbämne. Die heurige Obsternte hat
für manchen Baumbesttzer eine reichliche Einnahme gebracht.
Um sich diese Qulle zu erhalten, muß der Pflege der Obst¬
bäume mehr Sorgfalt zugewendet werden. Zu einer solchen
gehört vor allem die Vodenlüftung , wodurch der Wärme, der
Luft, dem Regen und dem Frost Zugang zum Ecdinnern
verschalt wird. Luft und Wärme regen die Wurzeln zur
Täligkeit an. Wasser löst die Nahrungsstoffe auf, Frost und
Kälte beschleunigenden Veräußerungsprozeß und -töten daß
im Erdreich sitzende Ungeziefer. Wem also das Gedeihen
seiner Bäume am Herzen liegt, der mache um sie eine mög¬
lichst große Baumscheibe, damit nicht die Grasnarbe , sondern
die Wurzeln den Dünger erhalten.

* Bergnügnngsstttier bei Tanzereien . Daß Ministerium
de« Innern und das der Finanzen geben bekannt, daß die



Vergnügungssteuer von de-, eigentlichen Tanzstunden nicht
entrichtet werden muß. Der Tanzunterricht wird jedoch
steuerpflichtig, wenn in den Unterrichtsräumen Speisen oder
Getränke gegen Bezahlung verabreicht werden oder wenn der
Unterricht mit Ausflügen, Kränzchen und Bällen verbunden
wird. Auch die Tanzveranstaltungen der Vereine, geschlossenen
Gesellschaften und bei Hochzeiten sind steuerpflichtig, wenn
sie außerhalb privater Wohnräume stattfinden.

* Bon den Jugendämtern . Nach Tübingen hat nun
auch Reutlingen für das zu errichtende Jugendamt eine pä¬
dagogisch geschulte Kraft gewählt i» Pfarrer Alfred Wagner
von Neuhengstett OA. Calw . Er studierte Theologie und
Philologie und wurde 1893 zum Pfarrer in Neuhengstett
ernannt . Er war auf ein Bezirksschulamt ernannt , verzichtete
aber wieder darauf . Bisher war Wagner Mitglied des Aus¬
schusses des BezirkswohltätigkeilsoereinsCalw und Vorsitzen¬
der dortigen örtlichen Fürsorgekonimission für Kriegswohl
fahrtspflege des Ostens 1. Vorsitzender des Landesverbands
Württemberg der deutschen Friedensgesellschaft.

M»- dem «Sürtte« trrs
Ellmangen, 6. Nov. Sin nicht alliSgticher Fall beschäftigte vor

kurzem die Strafkammer. Der Wirt und frühere Schutzmann Julius
Nill von Nehren OA Tübingen ein Feldwebel der Ftiegeradteilung
in Böblingen und drei ehemalige Angehörige der Sicherheitskompagnte
Stuttgart, Carle, Schwarz und Fehrle, waren der Amtsanmaßung,
des Betrugs und der Urkundenfälschung bezw. der Beihilfe zu diesen
Vergehen angeklagt. Daß sie unbefugt handelten, konnten sie nicht
bestreiten. Das Gericht erkannte auf Gefängnisstrafen von5 Monaten
bis zu 2 Woche«, während Schwarz sreigesprochen wurde.

r Oberndorf , 5. Nov. Im Keller der Villa des ver
storbenen Geh. Komerzienrats Paul von Mauser wurde ein¬
gebrochen. Den Einbrechern, die noch nicht ermittelt sind,
sind Lebensmittel in erheblichem Umfang in die Hände ge¬
fallen. (Warum solch übermäßige Hamsterei?)

r Heilbronn. 7. Nov. Einer von denen die an drr würltem-
drrgisch-badischen Grenze gegen Pforzheim zu lhr Unwesen treiben, ist
der Bäcker und Wirt Robert Albrecht aus Pforzheim. Es gelang
lange nicht, ihn zu erwischen. In der Nacht vom 2S ans 27. Aug.
wurde er nun ungehalten, als er t» gestrecktem Galopp mit 7 3tr.
Mehl davsnsahren wollt«. Dieses Mehl wi- er von einem Unbekann¬
ten lediglich zur Beförderung gegen Belohnung erhallen haben, ohne
zu wissen, was eigentlich der Inhalt der Säie ist. Bereits am an¬
deren Tag wurde er in der Nähe von Weissach wiederum mit einem
vollbeladenen Wagen gesehen. Als man ihn in Pso zheim durchsuchte,
war sedoch nichts mehr vorzufindcn Bo» den Konkollbeamten wird
er als bekannter Schleichhändler geschildert, der ein ganzes Netz von
Helfern in der dortigen Gegend hat Der Staatsanwalt beantragte
6 Monate Gefängnis Albrecht wurde vom Wuchergericht wegen
Schleichhandel zu 8 Monaten Gefängnis und 5M) Geldstrafe ver¬
urteilt. Sein Bruder, der ihn bei der fraglichen Fahrt begleitete,
wurde sreigesprochen.

Levnbrrg, 6. Nov Die hiesige landwlrtsLaftl. Winteischule
wurde in beiden Kursen mit 83 Schülern eröffnet. Im nächsten Jahr
kann die Schule ihr 25jähr!ges Jubiläum feiern.

^arosn, Spiel null Sport.
L. L. Imkenbronn I — ? . 6 . dlsAoIci I 0 :6.

Vs8 Spiel litt unter einer veberleAenkeit cier bluAottter
Lik, ciie 6ie 2 Punkte sicker beimbrinZen konnte . Oie
Spielveise vvsr kür sin Verbgncisspiei ksir, socink ciie gute
Kombination cier einbeimigeben Stürmer rturckciran̂ . Die
lore kielen in reAelmübiZen ^ bstünclen. 1.

Handels» msd Marktberichte.
Karlsruhe» 7. Nov. Auftrieb auf den Viehmarkt 354

Stück Vieh. Die Preise für Rindvieh bewegten sich zwischen
6 50—9.60 Schweine kosteten 16—17 das Pfund Le¬
bendgewicht. Ferkel 380 bis 520«̂ das Stück. Der Verkauf
ging schleppend vor sich.

Mannheim, 7. Nov. Zum Ferkelmarkt waren 933 Fei¬
tel zugeirieben, für die sich der Preis auf 200 bis 600 Mk.
für das Stück stellte. Der Handel war mittelmäßig.

-s- Nürnberger Hopfemmarkt . Der Markt beharrt
weiter in andauernder Festigkeit; erhöhte Forderungen der
Eigner erschwerten bis jetzt den Geschäftsgang, drangen aber
doch verschiedentlich durch, zumal die Nachfrage für prima
und gute Miitslhvpfen immer noch groß ist. Die Zufuhren
betrugen bis Mittwoch nahezu 900 Ballen , die Umsätze etwa
1000 Ballen . Gehandelt wurden zumeist Hallertauer im
Preisrahmen von 3000—3300 ein Posten prima bis
3400 -ch. fränkische Landhopfen zwischen 2800—3200
GebirgShopfen und Württembergs! bis 3300 Stimmung
ruhig, fest.

Letzte Nachrichten.
Dentscher Reichstag.

Berlin , 6. Nov. Die Sitzung wird um !0 15 Uhr von
dem Präsidenten Löbe eröffnet. Bon der Regierung sind
anwesend: Reichskanzler Fehrenbach, Simons und Koch. Auf
der Tagesordnung steht eine Interpellation Schiffer (D.)
über Eupen und Malmedy, die von Zentrirm, Sozialdemo¬
kraten. Deutschnalionalen, Deutsche Volkspartei und den
Rechtsunabhängigen unterstützt wird. Als zweiter Punkt
wird Auskunft verlangt über die Höhe der Besatzungskosten,
über Behandlung der Bevölkerung durch die Besatzung und
und die Maßnahmen zur Zurückführung von Ausgewiesenen.
Zum ersten Punkt der Tagesordnung nimmt Dr . Bell (Z .)
das Wort . Der Redner entwirft ein krasses Bild von den
Zuständen im besetzten Gebiet, von den Leiden der Bevölke¬
rung während der Okkupation. Er gibt dann eine kurze
Schilderung ijber den lebhaften Schmuggel an der Westgrenze
und betont, daß durch diese Zustände nicht nur wir , sondern
auch die Alliierten geschädigt werden. Geht alsdann auf die
Interpellation über Eupen -Malmedy ein und verliest sie im
Wortlaut . Er betont, daß die Form der Abstimmung, die
der BölkerbundSrai für Eupen und Malmedy vorgesehen habe,
sehr merkwürdig sei. Die ganze Abstimmung sei als eine
Karikatur anzusprechen. 272 ganze Stimmen hätten sich nach
dem belgischen Bericht nur für Deutschland ausgesprochen.
Das sei ein öffentlicher Widersinn bei einer Bevölkerungs¬
ziffer von 80000 . Die Entente müffe ihrerseits ihr eigenes
Gewissen erforschen, damit die Welt endlich zur Völkerver¬
söhnung und zum Frieden gelangt.

Darauf ergreift Reichsminister Simon » das Wort zur
vorliegenden Interpellation. Er führte auS: Da« ganze
deutsche Volk nimmt lebhaften Anteil an den schweren Leiden

der Bevölkerung in den Kreisen Eupen und Malmedy . Der
Vertrag von Versailles hat eine ganz merkwürdige Form der
Volksabstimmung für die beiden Kreise vorgesehen. Anfangs
Dezember 1919 hat die Reichsregierung dem Völkerbund ein
umfangreiches Akt'enmaterial über das Verhalten der belgi¬
schen Behörden zugestellt. Die Reichsregierung hat beantragt,
die Volksabstimmung in den beiden Kreisen für ungültig zu
erklären und eine neue unbeeinflußte Volksentscheidung dort
vornehmer-zu lassen. Wir haben auf unsere zahlreichen Beschwer¬
den niemals eine umfassende Antwort bekommen. Auf das Ma¬
terial, das wir oorgelegt haben, ist überhaupt nichts elngegangen.
Ob eine Prüfung erfolgt ist, ist ebenfalls gänzlich unbekannt.
Zudem ist der Völkerbundsrat nach dem Wortlaut des Frie-
densvsrtrags in der Angelegenheit Eupen und Malmedy
nicht zuständig. Die Entscheidung kann nur durch die Voll¬
versammlung des Völkerbunds erfolgen.

Korell (D.) schließt sich den Ausführungen des Abg. Dr.
Bell an und schildert die Zustände, die in Elsaß Lothringen
unter französischer Herrschaft entstanden sind und Hunderte
wieder zu uns über die Grenze getrieben haben. Er ver¬
wandle sich für eine weitgehende warmherzige Unterstützung
dieser Flüchtlinge und tritt sodann für das deutsche Rheinland
ein. Er schilderte die Kosten der Besatzung. Frankreich werde
vor die Wahl gestellt werden, ob es den Wiederaufbau wolle
oder seinen Offizieren und Soldaten ein gutes Leben auf
deutsche Kosten einräumen . Eines von beiden sei nur mög¬
lich. Der Troß , den das französische Heer nach sich ziehe,
vermehre noch die Wohnungsnot . Lebensmittel und Kohlen
reichten nicht aus und die rationierten Lebensmittel werden
der Bevölkerung einfach weggenommen zum Besten der Be¬
satzungsbehörden. An der Wiederaufnahme wirtschaftlicher Be¬
ziehungen zu Frankreich haben auch die Rheinländer Interesse.
Erfreulich sei es, daß die Bevölkerung der Rheinlands so fest
in der Betonung ihres Deutschtums dastehe. Wir fördern
den deutschen Gedanken im Westen durch Unterstützung von
Kunst und Wissenschaft, Sport - und Geistesleben.

Das Haus beschließt die Besprechung der Interpellationen.
Sollmann (S .) betont das schwere Unrecht, das uns mit Eupen-
Malmedy zugesügt wird, ineinte aber, daß auch Belgien 1914
schweres Unrecht angetan wurde. Die Eupen -Malmedy
Frage dürfe nicht der Grund zu einer andauernden Verstim¬
mung zwischen uns und Belgien werden. Die Arbeiterschaft
beider Kreise ist für Deutschland. Für Belgien sind nur die
Schieberkreise. Erst wenn der wahre Völkerbund, der die
Versöhnung der Völker wirklich anstrebt, in Aktion tritt,
wild das uns widerfahrene Unrecht wieder gut gemacht werden.

Es folgt die Interpellation Arnstadt (Dn.) über die
Kartoffellieferungsverträge.

Schimmelpfennig (Dn.) führt zur Begründung aus:
Es werden viele Klagen laut , daß von den auf Lieferungs¬
verträge abgeschlossenen Kartoffeln noch große Mengen un-
abgenommen sind. Trotzdem weite Gebiete Mangel haben,
können die Landwirte wegen der Nichteinhaltung der Ver¬
träge durch Reichs-, Stadt - und Kommunalverbände über
ihre Kartoffeln nicht verfüge». Ueberall mangelt es an Wa-
gengestellttng der Eisenbahnen. Was wird die Regierung zur
Beseitigung dieser Mißstände Inn ? An meine Berufsgenos¬
sen aber richte ich den Appell, in der Belieferung der städt.
Bevölkerung mit Kartoffeln das Menschenmögliche zu leisten.
(Beifall rechts.)

Reichsernährungsminister Hermes : Nach den getroffenen
Abmachungen sollen 60 Prozent der Kartoffeln im Herbst,
der Rest im Frühjahr abgenommen werden. Zunächst
hat diese Abnahme unter großen Schwankungen gelitten.
Seit Oktober ist der Bezug aber regelmäßig geworden.
Die Preisfestsetzung ist bereits tm Frühjahr d. I . durch das
Reichswirlschaflsministerium erfolgt, in der Absicht, auf den
Karloffelbau befruchtend zu wirken. Diese Absicht ist auch
völlig erreicht worden. Durch Lieferuugsabkommen wurde
die Abnahme der Kartoffeln sicher gestellt. Hätten die Städte
die Kartoffeln regelmäßig abgenommen, so wären uns viele
Unruhen beim Uebergang der Zwangswirtschaft zur freien
Wirtschaft erspart geblieben. DaS Ministerium hat daher
einen Mittelweg eingeschlagen, indem es die Lieferungsver¬
träge beibehält, für alle Fälle eine Reserve schuf und sofort
den freien Handel einleitete. Die Ernte ist gut ausgefallen.
Der Hektarertrag ist von IlO auf l25 Doppelzentner gestiegen.
Zudem ist die Ernte schon vielfach unter Dach und Fach.
Zu Besorgnissen liegt kein Anlaß vor. Auch hinsichtlich der
Preisbildung sei das der Fall . Die Regierung bereite ein
Gesetz gegen Wucherer und Schieber vor und erwarte im
übrigen , daß die Landwirtschaft selbst die Elemente im Zaun
halten werde, die die Zeit für ein Schrauben des Preises ge¬
kommen erachtete. Im übrigen seien in gemeinsamen Be¬
ratungen Preisrichtlinien vereinbart worden, die jeden Wucher
verhinderten. (Beifall.)

Ein Vertagungsantrag Trimborn wird angenommen.
Donnerstag , 18. Nov., nachm. 3 Uhr : Sozialisierungs -In¬
terpellation, Fortsetzung der heutigen Beratung und kleine
Vorlagen. Schluß nach 6 Uhr.

Ausführung der notwendigste» Arbeite« in Berlin.
Berlin , 8 Nov. Gestern Vormittag fanden im Anschluß

an die Verhandlungen vom Vorabend Vertrauensmänner¬
versammlungen der streikenden Elektrizitätsarbeiter statt. Mit
übergroßer Mehrheit beschlossen die Vertrauensleute , die not¬
wendigen Notstandsarbeiten auszuführen . Der Obmann
Sylt , der in den Versammlungen berichtete, teilte mit. daß eS
diesmal der eingesetzten Technischen Nothilse nicht gelungen
sei, die Maschinen zum Laufen zu bringen. „Wir haben
nämlich, so erklärte Sylt , „aus dem früheren Streik gelernt
und dafür gesorgt, daß notwendige Maschinenteile vorher
entfernt wurden". Tatsächlich sind derartige Sabotageakte
verübt worden. Wie wir hören, haben die beiden Stadträte
Weiß und Leid, welche die Erkärungen von Sylt in den
Bertrauensmännerverfcnnmlungen mitangehört haben und
denen die Sabotageakte bekannt sind, beim Magistrat die er¬
forderlichen Maßnahmen gegen Sylt veranlaßt.

Die Erraagenschafttn der Revolutionstage.
München. 8. Nov. Gestern vormittag versammelten sich

etwa 8—10l:00 Arbeiter und Arbeiterinnen in der Arena
der Ausstellung. Abgeordneter Roßhaupter (MehrheitSsoz.)
sprach über die Errungenschaften aus den ReoolutionStagen.
Nach der Feier zogen die Arbeiter ruhig in kleinen Gruppen
in ihre Bezirke zurück. ES kam nirgends zu Zusammen¬
stößen. Die Betriebsräte veranstalteten im GerverkschaftShauS
eine kleine Feier, bei der etrre EiSner-Tasel enthüllt wurde.

Die von der U.S .P .D. und K P D. veranstalteten Versamm¬
lungen waren ziemlich schwach besucht.

Das Eingreifen der Technischen Nothilfe.
Beuchen, 8. Nov. In Chorzow hat gestern Nachmittag

die Technische Nothilfe unter mililärischem Schutz eingegriffen.
Zu irgendwelchenZwischenfällen ist eS nicht gekommen. Auch
in Zaborze wird das Werk durch die Technische Nothilfe in
Gang gehalten.

Das wahre Gesicht Englands.
Paris , 8. Nov. „Journal " erklärt, nicht Frankreich sei

es, das die Zerstörung der Dieselmotoren gefordert oder diese
Forderung auch nur unterstützt habe, sondern England allein
habe dieses Ansinnen gestellt und energisch darauf bestanden.
Die französische Regierung habe sich unbedingt geweigert, die
englische Ansicht zu unterstützen und habe durchgesetzt, daß
ihre Ansicht durchgedrungen sei. Infolgedessen brauchten die
deutschen Dieselmotoren nicht zerstört werden. — Auch „Jn-
transtgeant " teilt mit, es sei beschlossen worden, die deutschen
Dieselmotors nicht zu zerstören.

Amerika und Japan.
Rotterdam, 8. Nov. Aus Washington wird gemeldet:

Die Verhandlungen zwischen dem japanischen Botschafter und
den Beamten im Staatsdepartement werden nicht ausgenommen.

Die Sitze im amerikanischenRepräsentantenhaus.
Neiv-Uork, 8. Nov. (HavaS.) Die 435 Sitze des Reprä¬

sentantenhauses verteilen sich wie folgt : Republikaner 293,
Demokraten 138, Sozialisten 1. übrige Parteien 3 Sitze. Die
Republikaner haben somit 6l Sitze gewonnen.

Die Wiedergutmachnngsfrage.
Rotterdam, 8. Nov. Der „Nieuwe Rotterdamsche Cou¬

rant " meldet aus Brüssel, daß die Kommission für die Wie-
dergutmaHungSfrage ungefähr am 20. November in Brüssel
zusammentritt.

Amtliche Bekanntmachungen.
Bierherstellung und Bierpreise.

Durch Verordnung des Reichsernährungsministeriums
vom 30. Sept . 1920 und Verfügung des Württ . Ernährungs¬
ministeriums vom 22. Okt. 1920 wurden bezüglich der Her
stellnng, de» Derkanfs «nd des Ausschanks von Bier fol¬
gende. bereits in Kraft getretene Aenderungen getroffen:

Es darf nur Einfachbier und Vollbier (Z3 Absatz 2 des
Bieisteuergesetzes vom 26. Juli 1918, RGBl . S . 863) mit
einem Stammwürzegehalt von 8 vom Hundert hergestellt
werden.

Slarkbier (83 Abs. 2 des Biersteuergesetzes vom 26. Juli
1918) darf nicht hergestellt werden.

Beim Verkaufe durch den Hersteller darf der Preis für
100 Liter in Fässern nicht übersteigen:

s ) für Emfachbier 130 für Vollbier G 1Abs. 1) 180»4l,
k) für dierähnliche Getränke (Ersatzbier) 127
Die Inhaber von Gast und Schankwirtschaften sowie

von rinderen Betrieben, die Bier offen oder in Flaschen oder
anveren Gefässen im Kleiiiverkaus avaeben, haben durch deut¬
lich sichtbaren Anschlag in den WirtschastsrSumen und
Verkaufsstellen die Berkanfspreise für Bier in den zum
Ausschank oder Verkauf kommenden Maßen bekannt z« geben.

Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldstrafe
bis zu 1500 ^ wird bestraft, der den Vorschriften des 8 1
zuwider die Bekanntgabe der Bierpreise unterläßt . 1713

Nagold, den 6. Nov. 1920. Oberarm : Mü n'z.

Maul - und Klauenseuche!
Nach Anhörung des Ausschusses des landwirtschaftlichen

Bezirksvereins und im Einverständnis mit dem Herrrn Ober¬
amistierarzt werden die erleichternden Bestimmungen der
8 >87, Abs. 2 der Württ . Ausführungsoorschriften zum
Viehseuchengesetz vom II . Juli 1912, Reg. Bl . S . 293, be¬
züglich der Verwendung der Tiere nicht verseuchter Ge¬
höfte zu dringenden Feldarbeiten aufgehoben und zwar
a) mit sofortiger Wirkung:

für die neuverseuchten Gemeinden Egenhausen , Em¬
mingen» Haiterbach und Nnterfchwandorf, sowie für
die Gemeinden Fselshausen , Oberschwandorf and Bet-
hinge« — in diesen drei Gemeinden deshalb, weil eS
diese Gemeinden trotz wiederholter Aufforderung unter¬
lassen haben, rechtzeitig Kalk für die Desinfektion zu
beschaffen.

b) mit Wirkung vom 18. November ds. 3s . ab:
für alle übrigen verseuchten Gemeinden. 1717

Naaold, den 8 Nov. 1920. Oberamt : Münz.

Einladung!
Die Unterzeichnete Firma veranstaltet in Nagold für dt«

Käufer ihres Lehrplanes einen

Kuî im 8vtim1trkietinsn, lusvimoillon,
sowie pl-aklioedon änioiligen von Damon-

umlI(inl!oi'g3l'ä8l'obonu. l.oidwS8elio.
Für Anfänger und Fortgeschrittene.

HittMtzlllM MMoiM
ohne jede Nachzahlung.

i II» Li a » t I» «» f „Btckrmvm"
wozu die o«rehrten Damen höflichst eingeladen werden.
Beste Gelegenheit unter fachmännischer Leitung etwa« Tüch¬

tiges zu lernen.
0amvnmoäs-8eImMrs1eImsn- uncl ruscknsiciv-ätbttsr

-4. L,Ipp L vw.,
1699 Karlsstr . 25
Vertreter kommen ins Hau« u. nehmen Anmeldungen entgegen.

ObeiMtMistelW
vergibt großzügige Organisation an solventen Herrn für Ein-
nnd Verkauf. Dauernder Verdienst. Sichere Existenz.
Garantieleistung 1000— erforderlich. Schriftliche Ange¬
bote an Württemb. BerkanfsorgavifaNvn Obertitektzmm
«beten. litt»



Hersmissparßsste Nagolö.
Aechnungs-ErArbnissr

für das Rechnungsjahr1. Januar bis 31. Dezember 1919.
Einnahmen Betrag Ausgaben Betrag

1. Mehreinnahme vom Voijahr . . . 127 372 - 74 1. Mehrausgabe vom Vorjahr . . . .
2. Ausstände. 128 16 2. Zahlungsrückstände. — —
3. Grundstücke. 2 129 — 3. Grundstücke . . . 643 22
4. Bewegliche Sachen. — — 4. Bewegliche Sachen . . - . 142 79
5. Geldoermögen 5. Geldvermögen

s) Einlagen. 3 854 328 20 g) Zurückbezahlte Einlag . u. Zinsen 2 109 152 54
b) Giroverkehr. 13 182 557 92 b) Giroverkehr. 12 976 456 72
c) Kaufpreise und Zinsen hieraus . 45 — o) Kaufpreise. — —
ci) Kapitalien und Zinse . . . . 4 139 203 52 6) Hrngeliehene Kapitalien . . . 6 108 850 —
«9 Bonkanlaqen. 796 014 04 s) Bonkanlaqen. 825 142 20
k) Aufqenonimene Darlehen . . . — — k) Kopitalschulden und Zinse . . I 008 10
g) Sonstiges. 885 — 8) Sonstiges . . 7 969 70

6 Außerordentliches. 43 048 67 6. Steuern und Abgaben . . . . . . 337 63
7. Verwaltung. 24 761 66
8. Beiträge für frenide Zwecke. . . . — —

9. Außerordentliches . . . 40 394 64
Summe 22 145 712 25 Summe 22 094859 20

Einnahmen . .
Ausgaben . .
Mehreinnahme
Kafsenumsatz

22 145 712 25 ^
22 094 859 ->« 20 ^

50 853 ^ 05 ^
44 240 571 45 ^

Bermögensstand am 31. Dezember 1919.
vermögen

1. Gebäudewert . 150000
ab Abschreibung . . . 3 000

2. Kaufpreisforderungen.
3 Darlehen:

и) in Hypotheken.
к) an öffentliche Körperschaften. .
c) in Wertpapieren und Schuld

buchsordecungen — ausgenom¬
men Kriegsanleihe . . 750850
ab Abschreibung >919 . 7940

6) Kriegsanleihe, - Schuldner schrbg
Buchforderungen u. Schatzanwei¬
sungen — . . . . 1 964 545.40
ab Abschreibung 1919 20164 —

e) unverzinsliche Reichsschatzanw.
i) Sonstige Darlehen.

4 Guthaben bei Banken . . . . .
5. » „ der Girozentrale .
6. Ausstände . . . - .
7. Stückzinse .
8 Mehreinnahme.

Summe
Nagold, im November 1920.

Betrag

147 000

1000

1 127 815
1992 368

742 910

1944 381

1800000
30 700
85 931

689 181
13

20831
50853

8 632 986

14
13

40

80
82
22
61
05
17

Verbindlichkeiten Betrag

1. Guthaben der Einleger . . .
2. Guthaben der Giroteilnehmer

7 492 666
952 500

8 445 166

Rücklage auf 31. Dezember 1919 187 819

73
22
95

22

summe 8 632 986
Kassier Killinger. Gegenrechner Ott.

17

1215
Schuhmacher

erhalten

Sohlleder,
SchSste,

Riesterleder
und Schuhmacher-Artikel aller Art

zu vorteilhaften Preisen bei

8. IHüLllr. kfforrtieilll
Aespolttotr . 7 »

gM " Lagerbesuch sehr lohnend. 'HW

Nagold. 1679CWrikll,
verschiedene Fabrikate

Linde'r
KafftMW

MMOech»
zu herabgesetzten Preisen bei

övkgL 8vkmil1.
Gebetbücher

«kl«.W.ZMer,

Nagold . 1694

WsWOerWk»
WeMncktt
BrilktMM
WeMW»
AntchelqilkWt«

empfiehlt

^ot>8. Merner
vsluidokstraks.

Zur Feier unserer ehelichen Verbindung gestatten
wir uns , Verwandte, Freunde und Bekannte auf

Donnerstag, den 11. November 1929
in das Gasthaus z „Linde" in Schönbronn freund-
tichst einzuladen.

Wßill Mlijn8 Puliie Angel

vorrätig bei

k. «. Lsltzer, kueddülg.
> ^ « o i . v

H^ 00 <xx ><xx »<><,000 <>0<»0 <>H o » L>00 »oe .<X>OHOSH<><

b Istrs V2 k?d/1üi -ii.Ul>i6  gsbsn bskannt:

Vsrv .-^ ktuar

. unc ! k̂ suline
gsb . Krauk

^Itsnstvig
k̂ agolcl

1716 8 . Î ovSmbsk 1S2Q.

»oSSSSSSSSSSSoSSSSDS
Schöubronn. oO

S0

Bauer ^ Tochter des
Sohn d. -s Gottlob Maser g Georg Kugel, Bauer

in Schönbronn . F in Schönbronn. o
O Kirchgang I I Uhr. o
O Wir bitten, dies statt jeder besonderen Einladung O
O entgegenzunehmen. 1599 oDVSDDTDGTGVOTSDDGTTO

1680 Nagold.

K««sth»l>ig
SmO-MmeWe
Imn -Mrom
Taselschen
CittM«
-Mare Zwiebel

billigst bei

kerzL 8ckM.

disgolci

ooooo <xx »oo <x >oo <xxx >o o c><>o<>ooo <xx >ov <xxxx >s<

Sozialdem. Partei.
Morgen Dienstag abend 8 Uhr

aaßerorbeatl. MilgliederoersMialmg
im Lokal „Steinen ".

Die Tagesordnung erfordert dringendes Erscheinen
sämtlicher Mitglieder.
1712 Der Vorstand.

1711 Wildberg. 7. Nov. 1920

Todes-Anzeige.
Teilnehmenden Verwandten, Freunden und Be¬

kannten die schmerzliche Mitteilung , daß unsere liebe
Gattin , Mutter , Schwester und Tochter

Marie Göhner
geb. Weiland

nach langem Leiden Samstag abend sanft entschla¬
fen ist.

Im Namen der trauernden Hinterbliebenen:
Karl Göhner

z. Rosenhügel.
Beerdigung Dienstag nachm. */»2 Uhr.

1709 Stuttgart, 5. Nov. 1920.
Klopstockstr. 38.

Danksagung.
Unser am 30. o. Mts . hier verstorbener l. Vater

und Großvater

s.v.«sorg krsull
A wurde nach seinem Geburtsort Schönbronn überführt
W und dort am 2 ds. Mts . an der Seite seiner ihm
W vorausgegangenen Gattin zur letzten Ruhe bestattet.
W Hiebei sind uns von unseren l. Verwandten,
W insbesondere von unsere!» Vetter Fritz Stockinger

und seiner Familie , viele Liebesdienste erwiesen
worden, auch von den sonstigen Gemeindegliedern
haben wir viele Teilnahme erfahren dürfen ; die er¬
baulichen Worte des Herrn Pfarrer Martin von
Effringen sowie der erhebende Gesang des Gesang¬
vereins und des Jungfrauen -Vereins von Schön¬
bronn haben uns sehr wohlgetan. «

Für all dies sprechen wir auch öffentlich unfern »
herzlichen Dank aus . —

Finanzrat Braun mit Frau
und Tochter.

Nagold. 1681

11
empfehlen sehr preiswert

z» sofortigen Eintritt

gesucht.
Zu erfragen bei der Ge-

schäflsst. des Gesellsch. 1667

Fleißiger, redegewandter

err
mit sicherem Austreten findet
dauernde Anstellung bei

WM Bettleisl.
Angebote unter 3 . S . 1689

an die Geschäftsstelle ds. Bl.

Suche
zum baldigen Eintritt 17—18
jähriges, ehrliches 1703

NlihHe«.
Fra « Anna Koch»

Kirchheima. Neckar.
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